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Vorwort zur Studienausgabe

Die thematisch geordnete Auswahl von Aufsätzen soll Stu-
denten den Zugang zum Kern meiner philosophischen Auffas-
sungen erleichtern. Statt »Gesammelter Abhandlungen« lege
ich eine systematische Auswahl von Texten vor, die jeweils an
die Stelle ungeschriebener Monographien treten müssen. Ich
habe zu wichtigen Themen, auf die sich meine im engeren Sinne
philosophischen Interessen richten, keine Bücher verfaßt – we-
der zu den sprachtheoretischen Grundlagen der Soziologie
noch zur formalpragmatischen Konzeption von Sprache und
Rationalität, noch zu Diskursethik oder politischer Philoso-
phie oder zum Status des nachmetaphysischen Denkens. Die-
ser merkwürdige Umstand wird mir selbst erst aus der Retro-
spektive bewußt.
Meine Themenwahl und meine Arbeitsweise haben mich zu
vielfältigen Kontakten mit Einzelwissenschaften angeregt. Der
Bezug zu normativen Fragen der Selbstverständigung hat die
philosophische Perspektive auch bei der Verarbeitung sozi-
alwissenschaftlicher, linguistischer, entwicklungspsychologi-
scher und rechtstheoretischer Fachdiskussionen gewiß präsent
gehalten. Aber die Lösungsbedürftigkeit hartnäckiger philoso-
phischer Probleme hat sich oft erst im Zusammenhang anderer,
materialreicher Studien aufgedrängt. Das hat anschließend
Explikationsversuche nötig gemacht, die nicht nur wie in ei-
nem Puzzle in den umfassenderen Kontext einer Gesellschafts-
theorie passen sollen, sondern als Beiträge zu philosophischen
Fachdiskussionen auf eigenen Füßen stehen müssen. Philoso-
phische Argumente können im weitverzweigten Netz der
wissenschaftlichen Diskurse nur an Ort und Stelle verteidigt
werden.
Die Auswahl der Texte macht sowohl diesen Anspruch als auch
die pluralistische Anlage einer Gesellschaftstheorie deutlich,
die sich an vielen Fronten gleichzeitig der Kritik stellen muß.
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Die Auswahl berührt weder die Monographien noch die frühe-
ren Publikationen bis Ende der 1960er Jahre.1 Sie berücksich-
tigt ebensowenig die soziologischen Arbeiten2 wie die philoso-
phischen Porträts und die Abhandlungen, die sich auf einzelne
philosophische Ansätze und Werke beziehen.3 Unberücksich-
tigt bleiben natürlich auch meine politischen Interventionen
und Zeitdiagnosen.
Die kurzen Einleitungen zu den einzelnen Bänden enthalten
Erläuterungen und Kommentare zum Entstehungskontext
aus dem Rückblick eines Autors, der am systematischen Ge-
halt seiner Arbeiten interessiert ist. Eine andere Sache ist der
Dank, den ich meinen akademischen Lehrern, intellektuellen
Weggefährten und Mitarbeitern für das schulde, was ich von
ihnen gelernt habe. Darauf komme ich in einem anderen Zu-
sammenhang zurück.
Das Vorhaben einer Studienausgabe verdankt sich einer groß-
zügigen Initiative des Suhrkamp Verlages. Der freundschaftli-
che Rat von Lutz Wingert hat mir geholfen, Hemmungen ge-
genüber diesem Vorhaben zu überwinden. Ihm und seinen
Mitarbeitern Raphael Meyer und Angela Zoller bin ich auch für
die kompetente Erstellung der Sachregister zu Dank verpflich-
tet. In der Zusammenarbeit mit Eva Gilmer habe ich erfahren,
daß meine Texte auch in der Vergangenheit eine gute Lektorin
nötig gehabt hätten.

Starnberg, September 2008 Jürgen Habermas

1 Strukturwandel der Öffentlichkeit (1962), Theorie und Praxis (1963/1971),
Erkenntnis und Interesse (1968), Theorie des kommunikativen Han-
delns(1982), Der philosophische Diskurs der Moderne (1986), Faktizität und
Geltung (1992), Die Zukunft der menschlichen Natur (2002).

2 Technik und Wissenschaft als »Ideologie« (1968), Legitimationsprobleme im
Spätkapitalismus (1973), Zur Rekonstruktion des Historischen Materialis-
mus (1976), Zur Logik der Sozialwissenschaften (1967/1981), Die postnatio-
nale Konstellation (1998).

3 Philosophisch-politische Profile (1973/1981), Texte und Kontexte (1991),
Vom sinnlichen Eindruck zum symbolischen Ausdruck (1997). Vielfach über-
wiegt auch in diesen Fällen das Interesse an systematischer Auseinanderset-
zung die historisch-hermeneutische Absicht der Darstellung.
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Einleitung

Auch wenn die Klassiker des Faches – von Aristoteles über
Hobbes bis Rousseau und Kant – unsere Zeitgenossen geblie-
ben sind, sind doch politische Theorien in besonderem Maße
ihrem Entstehungskontext verhaftet. Daher möchte ich einige
Worte zu der Situation vorausschicken, in der sich meine Ge-
neration nach der weltgeschichtlichen Zäsur von 1945 befand.
Für uns war es nicht möglich, zu den Enthüllungen über die
Verbrechen des NS-Regimes nicht Stellung zu nehmen, sei es
defensiv oder in selbstkritischer Weise. Zwar habe ich mich
erst nach Abschluß meines Studiums wissenschaftlich mit
Fragen der Politik im weiteren Sinne, nämlich mit marxisti-
scher Gesellschaftstheorie, allgemeinem Staatsrecht und poli-
tischer Soziologie, befaßt. Aber für uns ist die politische Aus-
einandersetzung mit dem Faktum der breiten Zustimmung
unserer Bevölkerung zum NS-Regime bis heute mehr als nur
ein Thema unter anderen geblieben.
»Demokratie in Deutschland« war deshalb der Maßstab, nach
dem wir auch die Tagespolitik beurteilten. Die politische Kul-
tur der frühen Bundesrepublik war durch eine Kluft zwischen
zerbrechlichen demokratischen Institutionen und kaum er-
schütterten autoritären Mentalitäten geprägt. Wie in fast allen
Funktionsbereichen war auch im akademischen Betrieb die
personelle Kontinuität ungebrochen. Die intellektuellen Vor-
reiter des alten Regimes hatten – bis auf wenige Ausnahmen –
die Entnazifizierung unbeschädigt überstanden. Sie fühlten
sich vor Kritik sicher und sahen keinen Grund zur Selbstkri-
tik. Die personellen und geistigen Kontinuitäten, die sich un-
ter der Decke eines Verdrängungsantikommunismus unbehel-
ligt fortsetzten, haben auf der einen Seite die Furcht vor einem
Rückfall in die autoritären Verhaltensmuster und elitären
Denkgewohnheiten des vordemokratischen Deutschlands
wachgehalten – bei mir sogar bis in die frühen 80er Jahre hin-
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ein. Der Antiantikommunismus, mit dem wir dem beunruhi-
genden Profil der Adenauer-Periode begegnet sind, zog von
der anderen Seite den Vorwurf »totalitären« Denkens auf
sich.
Nicht nur an den Universitäten hat der Streit um die mentale
Ausrichtung der Bundesrepublik im Laufe der Studentenbe-
wegung zu einer Polarisierung geführt, die in den Kontrover-
sen um das Erbe von »1968« bis heute nachwirkt. In diesem
Handgemenge habe ich mich um eine möglichst strikte Tren-
nung der Rollen des Intellektuellen auf der einen, des Wissen-
schaftlers und akademischen Lehrers auf der anderen Seite
bemüht. Auch durch die Art der Präsentation der entspre-
chenden Texte sollte die Unterscheidung deutlich werden.
Freilich lassen sich Veröffentlichungen nicht immer nach aka-
demischen Abhandlungen und »Kleinen politischen Schrif-
ten« trennscharf sortieren.1

Politische Urteile werden von ihren Entstehungskontexten
geprägt, aber nicht immer präjudiziert. Der Widerspruch, den
kritische Erfahrungen auslösen, kann gute Gründe mobilisie-
ren. In den nationalistischen, autoritären und voluntaristischen
Zügen der NS-Herrschaft verkörpert sich eine politische Pa-
thologie, aus der man etwas lernen konnte. Wenn wir davon
ausgehen, daß Inhaber politischer Macht dazu befugt sind, kol-
lektiv bindende Entscheidungen zu treffen, stellen sich drei
Fragen: Wie bestimmt sich das Kollektiv, für das die Macht-
haber politische Entscheidungen treffen? Wer hat Zugang zur
politischen Macht und ist zu bindenden Entscheidungen au-
torisiert? Wie wird das Medium der Ausübung politischer
Macht selbst begriffen? Die NS-Ideologie hatte diese Fragen
mit »Nation und Schicksalsgemeinschaft«, »Partei und Füh-
rer«, »Dezision und Selbstbehauptung« auf fatale Weise falsch
beantwortet.
Die nationalistische Konzeption des »Volkes« geht nicht nur

1 Die Auswahl für die vorliegende Studienausgabe zeigt, daß sich in einigen
Fällen Abhandlungen wissenschaftlichen Charakters in die Kleinen politi-
schen Schriften gewissermaßen verirrt haben.
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an der kulturellen und weltanschaulichen Heterogenität der
Bevölkerung und am Individualismus der rechtsstaatlichen
Verfassung, sondern überhaupt am komplexen Gefüge einer
funktional ausdifferenzierten Gesellschaft vorbei. Die vom au-
toritären Führer repräsentierte Herrschaft muß die Akklama-
tion der Massen in Regie nehmen und repressiv auf Abwei-
chungen reagieren, weil sie den Willen einer Staatspartei an die
Stelle der vielstimmigen Parteinahmen ihrer Bürger setzt. Sie
muß das Defizit an spontaner Legitimation mit Gewalt aus-
gleichen. Schließlich verfehlt die voluntaristische Verwechs-
lung der politischen Machtausübung mit gewaltbereiter exi-
stentieller Selbstbehauptung die kognitive Dimension des
Machtmediums. Legitime Macht wird kommunikativ erzeugt
und administrativ verwendet, um Ressourcen für die Verfol-
gung kollektiver Ziele zu mobilisieren. Politisches Handeln
hat nicht deshalb parteinehmenden Charakter, weil es wesent-
lich Dezision wäre, sondern weil kollektive Festlegungen un-
ter Irrtumsrisiko in eine ungewisse Zukunft ausgreifen.
Der dezisionistische Rest des kollektiven Handelns unter Un-
gewißheit ist nur die Kehrseite der Fallibilität der hohen Ra-
tionalitätserwartungen, die sich an das Erreichen kollektiver
Ziele richten. Politisches Handelns ist auf allen Stufen der
Entwicklung, Festlegung und Durchführung kollektiv bin-
dender Programme durch den internen Zusammenhang von
Parteinahme und Problemlösung ausgezeichnet. Diesem Zu-
sammenhang tragen Inklusion und Deliberation als die beiden
wesentlichen Merkmale demokratischer Politik Rechnung.
Das demokratische Verfahren ist darauf angelegt, die kommu-
nikativen Freiheiten aller Bürger zu entfesseln und deren Par-
teinahmen unter Bedingungen diskursiver Meinungs- und
Willensbildung in Produktivkräfte für die legitime, das heißt
zugleich interessenverallgemeinernde und effektive Selbstein-
wirkung einer politisch organisierten Gesellschaft zu verwan-
deln.
Wenn man den Faschismus mit dem Blick des Pathologen be-
trachtet, bietet sich eine diskursiv aufgeklärte politische Wil-
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lensbildung der Bürger als Ziel der Therapie an – und zugleich
als Mittel zur Demokratisierung einer damals noch im Sumpf
autoritärer Mentalitäten gefangenen politischen Kultur. So er-
klärt sich auch mein theoretisches Interesse an der Gestalt und
dem Strukturwandel der politischen Öffentlichkeit.2 Gegen-
über dem nationalistischen Bild eines völkisch integrierten
Gemeinwesens erschließen sich von hier aus die komplexen
Zusammenhänge des Staates mit der Zivilgesellschaft auf der
einen, mit den funktional ausdifferenzierten Teilsystemen auf
der anderen Seite. An den Mustern der politischen Massen-
kommunikation lassen sich ferner die Legitimationsbedingun-
gen autoritärer und demokratischer Formen der Herrschaft
voneinander unterscheiden. Schließlich verrät die kommuni-
kative Verflüssigung der politischen Willensbildung etwas von
der rationalisierenden Dynamik, die langfristig auch den Ag-
gregatzustand der politischen Macht selbst verändern kann.
Im Medium öffentlicher Diskurse kann sich der intransparen-
te Kern vordemokratischer Staatsgewalt, der sich im Kampf
gegen innere und äußere Feinde unverhohlen manifestiert,
auflösen.
Schon vor aller Theorie bestand für mich die Pointe der De-
mokratie im deliberativen Modus einer vernünftigen politi-
schen Willensbildung und in inklusiver politischer Beteili-
gung. In der frühen Bundesrepublik haben vier intellektuelle
Strömungen den wissenschaftlichen Kontext geprägt, in dem
ich versucht habe, mir über diese Intuition klarzuwerden: die
Kritische Gesellschaftstheorie, die ich mir im Frankfurter In-
stitut zu eigen machte; eine von Carl Schmitt infizierte Staats-
rechtslehre, die den substantiellen Staat mit der Gesellschaft
konfrontierte; die technokratische Beschreibung vom Staat
der Industriegesellschaft, die Hans Freyer, Arnold Gehlen
und Helmut Schelsky entwickelten; und Joachim Ritters neo-
aristotelische Lesart der Hegelschen Rechtsphilosophie, die
die Arbeiten der »Münsteraner Schule« inspirieren sollte.

2 J. Habermas, Strukturwandel der Öffentlichkeit, Neuwied 1962, erweiterte
Neuauflage Frankfurt/M. 1990.
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Die Kritische Theorie hat meinen Blick für den prekären Zu-
sammenhang von Demokratie, Staat und Ökonomie ge-
schärft. Die Gemeinwohlorientierung des Verfassungsstaates,
der seinen Bürgern gleiche Freiheits-, Kommunikations- und
Teilnahmerechte gewährleistet, steht von Haus aus in einem
Spannungsverhältnis zu Imperativen einer Marktwirtschaft,
die den Handlungsspielraum des steuerfinanzierten Staatsap-
parates begrenzen. Während der Staat selber zu einem Funk-
tionssystem unter anderen ausdifferenziert worden ist, muß
das politische Gemeinwesen über eine in der Zivilgesellschaft
verankerte Öffentlichkeit Kommunikations- und Entschei-
dungskanäle für die demokratische Selbsteinwirkung der Ge-
sellschaft im ganzen freihalten. So reibt sich der normative
Sinn, der sich in der Verfassung verkörpert, unvermeidlich an
der trägen Komplexität und am Eigensinn einer funktional
ausdifferenzierten Gesellschaft.
Die Frage, wie sich dabei »Faktizität« und »Geltung« anein-
ander abarbeiten, macht verständlich, warum ich die Politi-
sche Theorie als Teil einer rekonstruktiv verfahrenden und in-
soweit normativ gehaltvollen Gesellschaftstheorie verstehe –
und nicht im Sinne einer rein philosophischen Konstruktion
des »wohlgeordneten« Gemeinwesens oder einer bloß empi-
risch verfahrenden politischen Soziologie.3 Allerdings ist die
ältere Kritische Theorie derart von den zeitgeschichtlichen
Erfahrungen des Faschismus und des Stalinismus geprägt, daß
sie politische Herrschaft grundsätzlich als totalitär begreift.
Auch die Dialektik der Aufklärung ist eine Totalitarismus-
theorie. Die reformistische Volkspädagogik, die Horkheimer
und Adorno in der frühen Bundesrepublik tatsächlich prak-
tizierten, fand keinen systematischen Ort in der Theorie sel-
ber. Demgegenüber war ich am demokratischen Gestaltungs-
spielraum des interventionistischen Staates interessiert. Der
Keynesianismus lag in der Luft.4 Und gegenüber einem marxi-

3 Vgl. dazu die Einleitung zu Band 1 der Studienausgabe, 23-25.
4 In der theoretischen Einleitung zur empirischen Untersuchung: J. Haber-

mas, L. v. Friedeburg, Ch. Oehler, F. Weltz, Student und Politik, Neuwied
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stischen Funktionalismus, der Rechtsstaat und Demokratie
nur als abhängige Variablen betrachtet, war ich immer skep-
tisch.
Spiros Simitis machte mich damals auf die Kontroversen der
Staatsrechtlehrer der Weimarer Republik aufmerksam. Von
diesen ist ironischerweise Carl Schmitt derjenige, der nach
dem Zweiten Weltkrieg die umstrittensten, aber wirkungsge-
schichtlich tiefsten Spuren hinterlassen hat. Seine Schüler hat-
ten sich in der Art eines reluctant modernism den neuen Ver-
hältnissen angepaßt und befanden sich auf der Höhe der
Diskussion.5 Die Schmitt-Schule thematisierte in rechtshe-
gelianischer Manier das Verhältnis von Staat, Wirtschaft und
Gesellschaft mit einer antiliberalen Pointe. In dieser Lesart er-
scheint die politische Öffentlichkeit als das Fenster, durch
welches das dissonante Stimmengewirr von Interessenver-
bänden und politischen Parteien eindringt, vor- und außerpar-
lamentarischen Einfluß gewinnt und die Positivität des ein-
heitlichen Staatswillens untergräbt. In der Beschwörung der
»Substanz« der Staatsgewalt gegen die zersplitternden und
auflösenden Tendenzen einer sich selbst organisierenden Ge-
sellschaft begegnete mir der instruktive Gegenentwurf zu ei-
ner Demokratietheorie, die aus dem Geist deliberativer Politik
lebt.
Aus dem »Motiv einer durch Publizität vermittelten Rationa-
lisierung der Staatstätigkeit«6 erklärt sich im Strukturwandel

1961 und in Habermas (1962) beziehe ich mich u.a. auf Arbeiten des Au-
stromarxisten Karl Renner und des Keynesianers John Strachey sowie auf
die Auseinandersetzung von Wolfgang Abendroth mit Ernst Forsthoff
während der Staatsrechtslehrertagung 1952.

5 Nicht nur akademisch, sondern innerhalb des politischen Spektrums der
frühen Bundesrepublik gehörten beispielsweise Professoren wie Ernst
Forsthoff oder Werner Weber zur liberalkonservativen »Mitte der Gesell-
schaft«. Vgl. E. Forsthoff, C.Schmitt, Briefwechsel 1926-1974, Berlin 2007.
Die Schmitt-Schule betrieb mit großer Umsicht die Rekrutierung kluger
Köpfe aus der jüngeren Generation. Den Ebracher Sommerkursen verlieh
die Gegenwart des verfemten Carl Schmitt die Aura des Geheimbündleri-
schen. Siehe D. van Laak, Gespräche in der Sicherheit des Schweigens, Ber-
lin 1993.

6 Diese Formel verwendete ich damals in einer Rezension von R. Kosellecks
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der Öffentlichkeit auch eine gewisse Idealisierung der Anfän-
ge der bürgerlichen Demokratie. Damals fehlten mir weniger
die historischen Beispiele als die diskurstheoretischen Mittel,
um aus dem empirischen Material einen klaren normativen
Begriff von deliberativer Politik zu entwickeln. Aber in der
Auseinandersetzung mit zwei anderen Gestalten eines reluc-
tant modernism ist mir klargeworden, wie die diskursive Ver-
flüssigung des Gewaltkerns der politischen Macht nicht be-
griffen werden darf.
Arnold Gehlens Stichwort der Ultrastabilität der gesellschaft-
lichen Funktionssysteme von Staat und Ökonomie, Wis-
senschaft und Technik, die den »kristallinen Zustand« eines
posthistoire anzeigen sollte, gab den Anstoß zu einer sehr deut-
schen Variante der damals auch in den USA und Frankreich
vertretenen Technokratietheorie. Die antidemokratische Spit-
ze dieser Lesart ergibt sich aus der Annahme, daß die »Sachge-
setzlichkeiten« der funktional ausdifferenzierten und sich ge-
genseitig stabilisierenden Teilsysteme keinen Spielraum mehr
für die politischen Beratungen praktischer Fragen lassen. Die-
se Theorie läßt sich als eine anthropologisch begründete Vor-
gestalt des Systemfunktionalismus verstehen; allerdings fehlt
noch die grundbegriffliche Klärung des Verhältnisses von Sy-
stem- und Zweckrationalität, die Niklas Luhmann leisten
wird.7 Im Gegensatz zum auratisierenden Dezisionismus der

Dissertation Kritik und Krise in: Merkur, H. 5, 1960, 468-477. Dort heißt es
mit Bezug auf die Diskussion der französischen Aufklärer: »Ihrer eigenen
Idee zufolge sollte Publizität der politischen Entscheidungen es ermögli-
chen, den (Hobbistischen) Grundsatz auctoritas non veritas facit legem
umzukehren: nämlich die Tätigkeit des Staates durch öffentliches Räson-
nement mit dem Interesse der Nation, faktisch mit dem bürgerlichen
Klasseninteresse, in Übereinstimmung zu bringen. Nicht Moralisierung
der Politik als solche, sondern deren durch das Prinzip der Öffentlichkeit
vermittelte Rationalisierung war die Absicht. [. . .] Zugleich steckt in jener
Absicht, wie sehr auch ihrer Funktion nach bloße Ideologie, die Idee, daß
politische Autorität im Medium einer solchen Öffentlichkeit in rationale
sich auflösen, Herrschaft in ihrem Aggregatzustand sich wandeln würde.«
(472)

7 N. Luhmann, Zweckbegriff und Systemrationalität, Tübingen 1968. Luh-
mann hat die eigene politische Theorie sehr viel differenzierter ausgeführt,
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Schmittianer entwarfen Gehlen und Schelsky das soziologisch
ernüchterte, Wissenschaft und Technik verklärende Bild eines
politischen Betriebs, der durch Sachzwänge vom Entschei-
dungsaufwand weitgehend entlastet ist und Demokratie nicht
einmal mehr als Kulisse der Massenakklamation nötig hat.8

Gegenüber den Vereinfachungen beider Seiten ließ sich die
aristotelische Unterscheidung von praxis und techne und da-
mit der moralisch-praktische Eigensinn des interessenausglei-
chenden politischen Handelns zur Geltung bringen. Anderer-
seits war der Rückgriff auf Aristoteles mit der Altlast eines
vormodernen Begriffs von Politik belastet, wonach die Gesell-
schaft als ganze im politischen Gemeinwesen zentriert ist. Joa-
chim Ritter knüpfte daher mit einem dichotomisch gezeichne-
ten Bild von Staat und Gesellschaft an die differenziertere
Gestalt der Hegelschen Rechtsphilosophie an. Ihm zufolge
löst sich die zur »industriellen« entfaltete »bürgerliche« Ge-
sellschaft gewissermaßen als eine strukturell verselbständigte
Naturbasis aus dem geschichtlichen Horizont der Lebens-
welt, während die in ihrer privaten Autonomie geschütz-
ten Rechtspersonen jenseits gesellschaftlicher Organisations-
zwänge ins Reich subjektiver Freiheiten entlassen werden.
Diese Konzeption hat den Vorzug, wenigstens die Errungen-
schaften des Rechtsstaates ernst zu nehmen. Aber die ge-
schützte Sphäre der geschichtlich geprägten Kultur sollte ge-
genüber dem sich selbst organisierenden gesellschaftlichen
Fortschritt nur noch die defensive Rolle eines Stoßdämpfers
spielen. Sie kompensiert die Folgelasten der gesellschaftlichen
Modernisierung und speist eine neoaristotelisch gedeutete
staatsbürgerliche Praxis, die wesentlich von den »haltenden
Mächten«, das heißt von der hermeneutischen Aneignung re-
ligiöser und nationaler Überlieferungen, zehrt. Die aristoteli-

vgl. ders., Politische Theorie im Wohlfahrtsstaat, München 1981, sowie
ders., Die Politik der Gesellschaft, Frankfurt/M. 2000.

8 Zur Kritik des dezisionistischen und des technokratischen Modells vgl. J.
Habermas, »Verwissenschaftlichte Politik und öffentliche Meinung«, in:
ders., Technik und Wissenschaft als »Ideologie«, Frankfurt/M. 1968, 120-
145.
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schen Begriffe von praxis und phronesis eignen sich nicht dazu,
politischen Diskursen die Kraft zur Rationalisierung einer
rechtsstaatlich gezähmten politischen Herrschaft zuzutrauen.
Auch die tastenden Überlegungen, die ich im Anschluß an
Deweys Die Suche nach Gewißheit zu einer Verwissenschaft-
lichung der politischen Praxis anstellte, führten nicht viel wei-
ter.9 Erst der diskursethische Ansatz wird der interessenver-
allgemeinernden, überhaupt der kognitiven Dimension ge-
recht und weist den Weg zu einer Diskurstheorie des Rechts
und des demokratischen Rechtsstaates.10

Dieses Projekt habe ich 1986 mit den Tanner Lectures in An-
griff genommen11 und in Kooperation mit einer interdiszipli-
nären Arbeitsgruppe zur Rechtstheorie durchgeführt.12 Das
erklärt, warum – mit Ausnahme des ersten Textes – alle Beiträ-
ge zu diesem Band nach Abschluß von Faktizität und Geltung
entstanden sind. Während sich die Texte 1 bis 8 auf die Zusam-
menhänge zwischen Demokratie, Rechtsstaat und politischer
Kultur im Rahmen des Nationalstaates beschränken, befassen
sich die letzten drei Texte mit den Herausforderungen, denen
der Nationalstaat in der postnationalen Konstellation begeg-
net.13 Die Numerierung der folgenden Kommentare bezieht
sich auf die Reihenfolge der Texte.

9 Habermas (1968), 129 ff. und 137 ff.
10 Vgl. Band 3 der Studienausgabe, Einleitung und Abhandlung Nr.8.
11 In: J. Habermas, Faktizität und Geltung, Frankfurt/M. 1992, 541-570.
12 Siehe das Vorwort zu Habermas (1992).
13 Auch das wiederholt behandelte Thema der Entwicklung der Europäi-

schen Union gehört eigentlich in diesen Zusammenhang. In verschiede-
nen Arbeiten zu diesem Thema habe ich zwar versucht, mit der umfang-
reichen empirischen Literatur einigermaßen Schritt zu halten; dennoch
vermischt sich die Analyse mit der Stellungnahme des engagierten Zeitge-
nossen so sehr, daß ich das Europathema aussparen muß. Bis auf eine Aus-
einandersetzung mit Dieter Grimm ( J. Habermas, Die Einbeziehung des
Anderen, Frankfurt/M. 1996, 185-191) sind die entsprechenden Texte in
den Kleinen politischen Schriften enthalten: J. Habermas, Die Zeit der
Übergänge, Frankfurt/M. 2001 (darin: »Euroskepsis, Markteuropa oder
Europa der (Welt)Bürger«; »Braucht Europa eine Verfassung?«); ders.,
Der gespaltene Westen, Frankfurt/M. 2004 (darin: »Der 15. Februar –
oder: Was die Europäer verbindet«; »Ist die Herausbildung einer europäi-
schen Identität nötig, und ist sie möglich?«); ders., Ach, Europa, Frank-
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(1)-(3) Der erste Text erinnert an die revolutionären Anfänge
der republikanischen Demokratie. Er ist aus einem Vortrag
zum seinerzeit bevorstehenden zweihundertjährigen Jubilä-
um der Französischen Revolution hervorgegangen und spie-
gelt das zwiespältige akademische Echo, das dieses Datum vor
allem in Frankreich unter ehemals kommunistischen Histori-
kern ausgelöst hatte. Über den Anlaß hinaus besteht Grund zu
der Frage, ob die Spuren der ursprünglichen revolutionären
Bewußtseinslage in den normalisierten rechtsstaatlichen De-
mokratien der Gegenwart ganz verweht sind oder ob nicht in
jeder krisenfesten demokratischen Ordnung noch etwas von
der Glut der mentalen Ursprünge glimmt: die Erinnerung an
den Bruch mit abgelebten Traditionen, der Mut zu neuen An-
fängen, die Bereitschaft zum reflexiven Umgang mit kulturel-
len Selbstverständlichkeiten und eingewöhnten Praktiken.
Mit Demokratie verbindet sich die Idee, daß die Bürger nicht
nur als Individuen ihr eigenes Schicksal in die Hand nehmen
sollen, sondern daß sie auch als Teilnehmer an einer gemein-
sam praktizierten Meinungs- und Willensbildung zu Autoren
ihres gesellschaftlichen und politischen Schicksals berufen
sind. Unter Bedingungen komplexer Gesellschaften muß die-
se Idee, wenn sie einen Widerhall in der Realität finden (und
behalten) soll, in den Institutionen des Verfassungsstaates und
den Praktiken seiner Bürger Gestalt annehmen.
Die Bürger müssen, um ihre Überzeugungen und Interessen
öffentlich zur Geltung zu bringen, von ihren anarchisch ent-
fesselten kommunikativen Freiheiten einen vitalen Gebrauch
machen. Eine Bevölkerung wird andererseits ihre Rechte um
so eher praktizieren, je mehr sie an demokratische Freiheiten
schon gewöhnt ist. Der demokratische Rechtsstaat ist auf
rechtlich nicht erzwingbare Motive der Gemeinwohlorientie-
rung angewiesen – in wie kleiner Münze diese auch erhoben
werden mögen. Die kapitalistische Dynamik jener hochpro-
duktiven Wirtschaftsgesellschaft, deren mobilisierende Kraft

furt/M. 2008 (darin: »Europa und seine Immigranten«; »Europapolitik in
der Sackgasse«).
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Marx und Engels im Kommunistischen Manifest feiern, muß
deshalb in der kulturellen Dynamik der Bürgergesellschaft ei-
nen Gegenhalt finden. Sonst zerreißt eine politisch unge-
zähmte Dynamik der »schöpferischen Zerstörung« (Schum-
peter) das angespannte Band einer ohnehin nur noch abstrakt
aufrechterhaltenen staatsbürgerlichen Solidarität.
Die Bürger liefern ihr kollektives Schicksal nur solange nicht
an die zentrifugalen Kräfte einer systemisch über ihre Köpfe
hinweggreifenden Selbstregulierung aus, wie die demokrati-
sche Idee der Selbstgesetzgebung einer Assoziation von Frei-
en und Gleichen der utopische Funke bleibt, der jederzeit aus
der Asche der täglichen Routinen zur Flamme einer emphati-
schen Verteidigung verletzter Rechte entfacht werden kann.
Wie soll diese Idee der Volkssouveränität einen Sitz im Leben
funktional ausdifferenzierter und täglich komplexer werden-
der Gesellschaften behalten? Im ersten Text werden drei kon-
zeptuelle Weichenstellungen vorbereitet, die ich später in Fak-
tizität und Geltung ausgeführt habe.14

Die klassische Lehre des Republikanismus haftet noch an der
Fiktion einer im Volk verkörperten souveränen Macht. Der
kommunikationstheoretische Ansatz übersetzt diese konkre-
tistische Lesart in Verfahren und Kommunikationsformen de-
liberativer Politik, welche die Vermutung rational motivierter
Ergebnisse und Lernprozesse begründen. Der »Volkskörper«,
das »Selbst« der Selbstregierung, zerstreut sich in legitimati-
onswirksame Diskurse und Entscheidungskompetenzen. Der
souveräne Wille des Volkes löst sich in ein komplexes Ganzes
von Kommunikationskreisläufen auf, wobei freilich die – aus
verschiedenen Gliedern der diskursiven Willenbildung zu-
sammengesetzte – Legitimationskette in den Wahlentschei-
dungen der Bürger verankert bleiben muß.
Ein Stolperstein auf dem Wege zur kommunikationstheoreti-
schen Übersetzung von »Volkssouveränität« ist sodann die
Ausdifferenzierung des Staatsapparates zu einem machtge-

14 Habermas (1992), Kap. VII und VIII.
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steuerten Funktionssystem, das nicht mehr »Spitze oder Zen-
trum« (Luhmann), sondern Teil der Gesellschaft ist. Dem
trägt die Unterscheidung zwischen der kommunikativen
Macht der Bürger und der administrativen Macht des Staatsap-
parates Rechnung. Die Staatsbürger erzeugen, indem sie über
die politische Öffentlichkeit sowie über Wahlentscheidungen
und Repräsentation auf die Agenden der staatlichen Institu-
tionen Einfluß nehmen, in der Währung »relevanter Themen«
und »guter Gründe« kommunikative Macht; aus dieser Quelle
legitimiert sich wiederum die vom Staat zur Durchführung
politischer Programme genutzte administrative Macht. Die
Schwelle, an der kommunikative in administrative Macht um-
gesetzt wird, erinnert an den indirekten Weg der demokrati-
schen Einwirkung der Gesellschaft auf sich selbst.
Andererseits läßt »das Volk«, auch wenn es nicht selbst re-
giert, nicht nur »in seinem Namen« regieren. Eine für Kom-
munikationsimpulse aus der Zivilgesellschaft empfängliche
politische Öffentlichkeit stellt die Verbindung zwischen den
Institutionen des Staates und dem Resonanzboden einer Le-
benswelt dar, die ihrerseits auf die externen Kosten der poli-
tisch regelungsbedürftigen Funktionsstörungen gesellschaftli-
cher Teilsysteme empfindlich reagiert. Aus historischer Sicht
haben allerdings die politischen Parteien, die in der massenme-
dialen Öffentlichkeit die einflußreichsten Aktoren sind, ge-
wissermaßen die Seiten gewechselt: aus Stimmführern und
Repräsentanten der Bürgergesellschaft sind inoffizielle Staats-
organe geworden. So ist es eine empirische Frage, wie sich die
gegenläufigen Prozesse einer gleichsam von oben organisier-
ten Beschaffung von Massenloyalität und einer aus den Zellen
der Zivilgesellschaft sprießenden spontanen Meinungs- und
Willensbildung durchdringen. Die Vitalität, die Wahrneh-
mungsfähigkeit und das Niveau der öffentlichen Diskurse
hängen nicht zuletzt vom semantischen Potential, dem Tief-
gang und der Artikulationskraft einer politischen Kultur ab,
die den Gerechtigkeitssinn und die Imagination einer Bevöl-
kerung prägt.
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